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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. BGB: Gutgläubiger Erwerb eines gebrauchten Fahrzeugs 
Urteil vom 23.09.2022, Az: V ZR 148/21  

2. WEG: Verteilung eines Selbstbehalts aus der Gebäudeversicherung 
Urteil vom 16.09.2022, Az: V ZR 69/21  

3. ZPO: Beschluss über Durch- oder Fortführung eines selbständigen Beweisver-
fahrens 
Beschluss vom 15.09.2022, Az: V ZB 71/21  

4. KapMuG, VermAnlG: Reichweite der spezialgesetzlichen Prospekthaftung 
Beschluss vom 26.07.2022, Az: XI ZB 23/20  

5. ZPO: Glaubhaftmachung der Unmöglichkeit der Schriftsatzeinreichung 
Beschluss vom 21.09.2022, Az: XII ZB 264/22  

6. FamFG: Persönliche Anhörung durch Beschwerdegericht 
Beschluss vom 14.09.2022, Az: XII ZB 52/22  

7. BNotO: Bestellung „einfacher“ Notarvertreter im Bereich des hauptberufli-
chen Notariats 
Beschluss vom 11.07.2022, Az: NotZ(Brfg) 11/21  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. BGB: Gutgläubiger Erwerb eines gebrauchten Fahrzeugs 

Urteil vom 23.09.2022, Az: V ZR 148/21 
Beruft sich der Erwerber eines gebrauchten Fahrzeugs auf den gutgläubigen Erwerb, 
trägt derjenige, der den guten Glauben in Abrede stellt, die Beweislast dafür, dass der 
Erwerber sich die Zulassungsbescheinigung Teil II zur Prüfung der Berechtigung des 
Veräußerers nicht hat vorlegen lassen. Den Erwerber trifft allerdings regelmäßig eine 
sekundäre Darlegungslast hinsichtlich der Vorlage und Prüfung der Zulassungsbe-
scheinigung Teil II. 
 

  
2. WEG: Verteilung eines Selbstbehalts aus der Gebäudeversicherung 

Urteil vom 16.09.2022, Az: V ZR 69/21 
WEG § 18 Abs. 2 Nr. 1 
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Kommt es für die Frage, ob eine Verwaltungsmaßnahme ordnungsmäßiger Verwal-
tung entspricht, auf eine umstrittene und höchstrichterlich ungeklärte Rechtsfrage an 
(hier: Verteilung des Selbstbehalts in einer verbundenen Gebäudeversicherung), ist die 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer berechtigt, durch Mehrheitsbeschluss zu ent-
scheiden, welche Auffassung für die künftige Verwaltungspraxis maßgeblich sein soll. 
Ein solcher Beschluss kann mit einer Beschlussersetzungsklage gerichtlich erzwungen 
werden. 

WEG § 16 Abs. 2 Satz 1 und 2 

a) Tritt in einer Wohnungseigentumsanlage aufgrund einer defekten Wasserleitung ein 
Schaden ein, ist ein von der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer in der verbunde-
nen Gebäudeversicherung vereinbarter Selbstbehalt, durch den der Versicherer einen 
bestimmten Teil des ansonsten versicherten Interesses nicht zu ersetzen hat, wie die 
Versicherungsprämie nach dem gesetzlichen bzw. vereinbarten Verteilungsschlüssel 
zu verteilen. Dies gilt unabhängig davon, ob der Leitungswasserschaden an dem Ge-
meinschaftseigentum oder - ausschließlich oder teilweise - an dem Sondereigentum 
entstanden ist. 
 
b) Die Wohnungseigentümer können gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 WEG eine von dem 
allgemeinen Umlageschlüssel abweichende Verteilung des Selbstbehalts beschließen. 
 
c) Ein auf § 16 Abs. 2 Satz 2 WEG gestützter Anspruch eines Wohnungseigentümers 
auf Anpassung der Kostenverteilung für einzelne Kosten oder bestimmte Arten von 
Kosten ist nur dann gegeben, wenn zugleich die in § 10 Abs. 2 WEG genannten Vo-
raussetzungen vorliegen (Fortführung von Senat, Urteil vom 15. Januar 2010 - V ZR 
114/09, BGHZ 184, 88 Rn. 27). Dies gilt auch bei der Verteilung eines in der verbun-
denen Gebäudeversicherung vereinbarten Selbstbehalts. 
 

  
3. ZPO: Beschluss über Durch- oder Fortführung eines selbständigen Beweisverfah-

rens 
Beschluss vom 15.09.2022, Az: V ZB 71/21 
Ein Beschluss, mit dem die Durch- oder Fortführung eines selbstständigen Beweisver-
fahrens angeordnet wird, ist nicht anfechtbar; dies gilt auch dann, wenn die Anord-
nung durch das Beschwerdegericht erfolgt (Fortführung von BGH, Beschluss vom 13. 
September 2011 - VI ZB 67/10 , NJW 2011, 3371). 
 

  
4. KapMuG, VermAnlG: Reichweite der spezialgesetzlichen Prospekthaftung 

Beschluss vom 26.07.2022, Az: XI ZB 23/20 
a) Ansprüche, die auf den gesetzlichen Haftungstatbestand des § 128 Satz 1 HGB 
(analog) gestützt werden, fallen nicht in den Anwendungsbereich von § 1 Abs. 1 
KapMuG. 
 
b) Die spezialgesetzliche Prospekthaftung gemäß § 20 VermAnlG schließt in ihrem 
Anwendungsbereich eine Haftung der Gründungsgesellschafter als Prospektveranlas-
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ser unter dem Aspekt einer vorvertraglichen Pflichtverletzung aufgrund der Verwen-
dung eines unrichtigen, unvollständigen oder irreführenden Prospekts als Mittel der 
schriftlichen Aufklärung gemäß § 311 Abs. 2, § 241 Abs. 2, § 280 Abs. 1 BGB aus 
(Fortführung von Senat, Beschlüsse vom 19. Januar 2021 - XI ZB 35/18, BGHZ 228, 
237 Rn. 22 ff. und vom 14. Juni 2022 - XI ZR 395/21, juris). 
 
c) § 8 Abs. 1 Nr. 3 VermVerkProspV umfasst nur Gerichts-, Schieds- und Verwal-
tungsverfahren, an denen der Emittent unmittelbar beteiligt ist. Andere Gerichts-, 
Schieds- und Verwaltungsverfahren können aufgrund der Vorschrift des § 2 Abs. 1 
Satz 1 VermVerkProspV anzugeben sein, wenn sie einen wesentlichen Einfluss auf die 
wirtschaftliche Lage des Emittenten und die Vermögensanlage haben können. 
 
d) Stellt das Oberlandesgericht in einem Verfahren nach dem Kapitalanleger-Muster-
verfahrensgesetz einen Prospektfehler fest, werden die übrigen Feststellungsziele, mit 
denen das Vorliegen von weiteren Prospektfehlern geltend gemacht wird, dadurch 
nicht gegenstandslos. 
 

  
5. ZPO: Glaubhaftmachung der Unmöglichkeit der Schriftsatzeinreichung 

Beschluss vom 21.09.2022, Az: XII ZB 264/22 
a) Die Glaubhaftmachung der vorübergehenden Unmöglichkeit der Einreichung eines 
Schriftsatzes als elektronisches Dokument bedarf einer aus sich heraus verständlichen, 
geschlossenen Schilderung der tatsächlichen Abläufe oder Umstände, deren Richtig-
keit der Rechtsanwalt unter Bezugnahme auf seine Standespflichten anwaltlich versi-
chern muss. 
 
b) Eine nachgeholte Glaubhaftmachung dreieinhalb Wochen nach der Ersatzeinrei-
chung ist nicht unverzüglich erfolgt. 
 

  
6. FamFG: Persönliche Anhörung durch Beschwerdegericht 

Beschluss vom 14.09.2022, Az: XII ZB 52/22 
Wird in einem Unterbringungsverfahren die nach § 319 Abs. 1 Satz 1 FamFG zwin-
gend erforderliche persönliche Anhörung des Betroffenen vom Amtsgericht erst im 
Abhilfeverfahren nachgeholt oder verfahrensfehlerfrei durchgeführt, kann das Be-
schwerdegericht nicht von der auch im zweitinstanzlichen Verfahren grundsätzlich ge-
botenen persönlichen Anhörung des Betroffenen absehen (im Anschluss an Senatsbe-
schluss vom 6. April 2022 - XII ZB 371/21 - FamRZ 2022, 1133). 
 

  
7. BNotO: Bestellung „einfacher“ Notarvertreter im Bereich des hauptberuflichen 

Notariats 
Beschluss vom 11.07.2022, Az: NotZ(Brfg) 11/21 
Im Bereich des hauptberuflichen Notariats ist es nicht zu beanstanden, auch die Bestel-
lung "einfacher" (nicht ständiger) Notarvertreter - gegebenenfalls im Wege der Selbst-
bindung der Verwaltung durch ermessenssteuernde Verwaltungsvorschrift - am Leit-
bild des § 39 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BNotO a.F. beziehungsweise § 39 Abs. 3 Satz 2 
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BNotO n.F. auszurichten. Daran hat sich auch das Vorschlagsrecht des Notars aus § 39 
Abs. 3 Satz 3 BNotO a.F. beziehungsweise § 39 Abs. 3 Satz 4 BNotO n.F. zu orientie-
ren. 
 
  

 

 


